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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ständigen Ausschusses 

zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
vom 21. Februar 2019, Az.: 1 VB 11/19

Verfassungsbeschwerde der Stadt Reutlingen gegen den Be-
schluss des Landtags vom 20. Dezember 2018 zum Antrag 
der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU „Mögliche 
Konsequenzen der Gründung eines Stadtkreises Reutlingen 
für die Stadt und den Landkreis“ (Drucksache 16/5410)

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

in dem oben genannten verfassungsgerichtlichen Verfahren von einer Stellungnah-
me gegenüber dem Verfassungsgerichtshof abzusehen, jedoch dem Verfassungsge-
richtshof das vorliegende Rechtsgutachten zur Verfügung zu stellen.  

11. 07. 2019

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Dr. Boris Weirauch Dr. Stefan Scheffold

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss hat das Schreiben des Verfassungsgerichtshofs vom  
21. Februar 2019 in seiner 33. Sitzung am 21. März 2019, in seiner 34. Sitzung am 
9. Mai 2019 und in seiner 36. Sitzung am 11. Juli 2019 behandelt.

1. 
Der Ausschussvorsitzende verwies eingangs der 33. Sitzung darauf, dass ein Infor-
mationsvermerk der Landtagsverwaltung vorliege, in dem der Sachverhalt des vor-
liegenden Verfahrens dargelegt sei.

Danach wendet sich die Stadt Reutlingen mit der Verfassungsbeschwerde gegen 
einen Beschluss des Landtags, mit dem festgestellt wird, dass keine überwiegen-
den Gründe des öffentlichen Wohls für eine Erklärung der Stadt Reutlingen zum 
Stadtkreis sprechen.

Ausgegeben: 25. 07. 2019
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Sie rügt die Verletzung ihrer Rechte aus Artikel 70 Absatz 1 Satz 2 der Landes-
verfassung, nach dem Aufgaben, die von nachgeordneten Verwaltungsbehörden 
zuverlässig und zweckmäßig erfüllt werden können, diesen zuzuweisen sind; aus 
Artikel 71 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Landesverfassung, in dem das kommunale 
Selbstverwaltungsrecht verankert ist; und aus Artikel 71 Absatz 2 Satz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 74 der Landesverfassung, wonach die Gemeinden in ihrem 
Gebiet grundsätzlich die Träger der öffentlichen Aufgaben sind und das Gebiet von 
Gemeinden aus Gründen des öffentlichen Wohls geändert werden kann.

Der Verfassungsgerichtshof hat dem Landtag mit Schreiben vom 21. Februar 2019 
Gelegenheit zur Stellungnahme zur Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde bis 
zum 30. April 2019 gegeben.

2.
Wie in dem Informationsvermerk dargestellt, ist Beschwerdeführerin eine Große 
Kreisstadt mit über 100 000 Einwohnern. Sie hat im Jahr 2015 gemäß § 3 Ab- 
satz 1 der Gemeindeordnung beantragt, zum Stadtkreis erklärt zu werden. Hierfür 
ist ein Gesetz erforderlich. (Die bisherigen Stadtkreise sind in § 1 des Kreisreform-
gesetzes verankert.)

Der Antrag wurde vom Innenministerium geprüft. Da dies der erste Fall dieser Art 
ist, bestand auch Unklarheit, wie das Verfahren genau auszusehen hat. Es wurde 
festgestellt, dass sich aus den einschlägigen gesetzlichen Regelungen keine kon-
kreten Vorgaben für das Verfahren ergeben. Insbesondere die ungewöhnliche Kon-
stellation Antrag der Gemeinde/Erlass eines Gesetzes wirft Fragen auf.

Der Landtag wurde erst später mit der Thematik befasst. Verschiedene Fraktio-
nen haben hierzu Initiativen eingebracht: die Fraktion der SPD den (Berichts-)
Antrag „Gründung eines Stadtkreises Reutlingen“ (Drs. 16/2136) sowie die Frakti-
on GRÜNE und die Fraktion der CDU die Große Anfrage „Mögliche Konsequen-
zen der Gründung eines Stadtkreises Reutlingen für die Stadt und den Landkreis“  
(Drs. 16/3321).

Der Antrag der Stadt Reutlingen wurde auch der Landtagspräsidentin und den 
Fraktionen im Landtag zugeleitet. Dies hatte im Hinblick auf ein Gesetzgebungs-
verfahren keine rechtliche Auswirkung, da in der Verfassung und in der Ge-
schäftsordnung des Landtags abschließend festgelegt ist, wer einen Gesetzentwurf 
einbringen kann: die Regierung, die Abgeordneten (eine Fraktion oder acht Abge-
ordnete) und das Volk (Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung). Eine Gesetzes-
initiative aus der Mitte des Landtags gab es daraufhin nicht.

Schließlich hat der Landtag auf Antrag der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der 
CDU (Drs. 16/5410) zu der oben genannten Großen Anfrage u. a. beschlossen, 
„festzustellen, dass nach umfassender Abwägung aller für und gegen eine Gebiets-
änderung sprechenden entscheidungserheblichen Aspekte keine überwiegenden 
Gründe des öffentlichen Wohls für eine Erklärung der Stadt Reutlingen zum Stadt-
kreis sprechen“ sowie „in Bezug auf den Landkreis Reutlingen am bestehenden 
Gebietszuschnitt festzuhalten“. Eine weitere Befassung des Parlaments mit diesem 
Thema ist derzeit nicht absehbar.

In diesem Zusammenhang hat das Innenministerium auch zu der Frage Stellung 
genommen, welche Rechte und Rechtsschutzmöglichkeiten die Stadt Reutlingen 
hat. In ihrer Antwort auf die Große Anfrage hat sie ausgeführt, das Recht einer 
Gemeinde, nach § 3 Absatz 1 der Gemeindeordnung einen Antrag auf Erklärung 
zum Stadtkreis zu stellen, sei Ausfluss des kommunalen Selbstverwaltungsrechts. 
Das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden umfasse jedoch nicht das Recht, unter 
bestimmten Voraussetzungen für kreisfrei erklärt zu werden. Demgegenüber hätte 
der Landkreis Reutlingen für den Fall, dass die Stadt Reutlingen zum Stadtkreis 
erklärt würde, nach Artikel 76 der Landesverfassung das Recht, den Verfassungs-
gerichtshof mit der Behauptung anzurufen, dass das entsprechende Gesetz die Vor-
schriften der Artikel 71 bis 75 der Landesverfassung verletze. Diese Regelung die-
ne der Stärkung und der Absicherung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts. 
Die Stadt Reutlingen könne hingegen die Ablehnung einer Erklärung zum Stadt-
kreis durch den Gesetzgeber nicht durch ein Rechtsmittel anfechten. Insbesondere 
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Artikel 76 der Landesverfassung finde auf diesen Fall keine Anwendung, da dieser 
eine Rechtsschutzmöglichkeit nur gegen ein Gesetz eröffne. Eine Klagemöglich-
keit gegen ein Nicht-Tätigwerden des Gesetzgebers kennen weder das Grundge-
setz noch die Landesverfassung. Über die Frage, ob eine Gemeinde zum Stadtkreis 
erklärt werden soll, entscheide letztlich der Gesetzgeber aus einer übergeordneten 
Perspektive und im Wege einer politisch geprägten Abwägungsentscheidung nach 
Maßgabe der von der Rechtsprechung aufgestellten Leitlinien.

Auch die Beschwerdeführerin ging in einem Schreiben vom 3. November 2016 an 
das Innenministerium noch davon aus, dass ein „Grundsatzbeschluss“ des Land-
tags keine rechtliche Bindungswirkung entfalten würde und auch nicht gerichtlich 
angegriffen werden könnte.

3.
In dem Informationsvermerk wird zur Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde 
ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin die einzelnen Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde (§ 55 Absatz 1 des Verfassungsgerichts-
hofsgesetzes) für gegeben hält. So sieht sie in dem Beschluss des Landtags ein 
Handeln der öffentlichen Gewalt des Landes. Hierzu könnten auch Akte des Lan-
desgesetzgebers gehören; die Statthaftigkeit der Verfassungsbeschwerde sei nicht 
auf bestimmte Hoheitsakte eingegrenzt. Auch das Unterlassen eines Gesetzes sei 
Ausübung hoheitlicher Gewalt. Wo ein Anspruch auf Tätigwerden des Gesetz-
gebers bestehe, könne sich die Untätigkeit des Gesetzgebers als Verletzung von 
Rechten darstellen. In dem Beschluss des Landtags sieht die Beschwerdeführerin 
eine Ablehnung ihres Antrags auf Erklärung zum Stadtkreis und hält gegen „diese 
Untätigkeit“ die Verfassungsbeschwerde für eröffnet.

Die Beschwerdeführerin hält sich für beschwerdeberechtigt, da sie „jeder“ im 
Sinne von § 55 Absatz 1 des Verfassungsgerichtshofsgesetzes sei. Dass sie eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts sei, ändere daran nichts, weil das Ver-
fassungsgerichtshofsgesetz anders als das Bundesverfassungsgerichtsgesetz nicht 
die Verletzung eines Grundrechts – und damit die Grundrechtsfähigkeit – voraus-
setze, sondern lediglich die (mögliche) Verletzung eines in der Landesverfassung 
enthaltenen Rechte.

Hinsichtlich der Beschwerdebefugnis – die die mögliche Verletzung eines Rechts 
aus der Verfassung voraussetzt – trägt die Beschwerdeführerin vor, dass sich aus 
den von ihr angeführten Verfassungsnormen ein Anspruch gegen den Landtag auf 
Entscheidung über ihren Antrag auf Erklärung zum Stadtkreis ergebe. Die Landes-
verfassung begründe das Recht der Stadt Reutlingen auf Selbstverwaltung. Dieses 
Recht gelte auch im Verhältnis der höherstufigen Staats- zur kommunalen Selbst-
verwaltung (Vorrang der dezentralen Aufgabenerledigung).

Weiter enthalte die Landesverfassung einen Vorrang des Selbstverwaltungsrechts 
der Gemeinden vor dem Selbstverwaltungsrecht der Gemeindeverbände (also der 
Landkreise) sowie ein Subsidiaritätsprinzip zugunsten der Gemeinden. Der Vor-
rang des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden beziehe sich nicht nur auf den 
Entzug von Aufgaben und die Hochzonung gemeindlicher Aufgaben auf die Land-
kreisebene. Vielmehr wirke sich das Aufgabenverteilungsprinzip zwischen Ge-
meinden und Landkreisen auch in der Weise aus, dass es für die Kreisfreiheit einer 
Gemeinde streite, wenn deren Größe und Verwaltungskraft das Ausmaß erreichten, 
das für die Erfüllung der Aufgaben einer kreisfreien Stadt erforderlich sei. Die 
verfassungsrechtlichen Vorschriften enthielten demnach nicht nur Abwehrrechte, 
sondern bestimmten auch die Entscheidung über die Erklärung zum Stadtkreis.

4.
Wie der Ausschussvorsitzende erläuterte, äußert sich der Landtag nach der bishe-
rigen Praxis in einem verfassungsgerichtlichen Verfahren vor allem dann, wenn 
durch den Ausgang des Verfahrens aus der Sicht des Landtags parlamentsspezifi-
sche Belange berührt sein können. In der Regel ist dies bei Rechtsstreitigkeiten zu 
bejahen, in denen es um parlamentsrechtliche Fragen geht oder Gesetzesbestim-
mungen angegriffen werden, die der Landtag maßgeblich mitgestaltet hat, oder de-
ren Ausgang auch für den Landtag grundsätzliche Bedeutung besitzt. Ferner kann 
es Anlass für eine Stellungnahme sein, wenn die Gesetzgebungskompetenz des 
Landes berührt ist.
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Vorliegend geht es um einen Beschluss des Landtags. Weiter ist zu berücksichti-
gen, dass die Beschwerdeführerin letztlich das Ziel verfolgt, dass der Landtag ein 
bestimmtes Gesetz erlässt. Damit sind parlamentsspezifische Belange berührt.

5.
Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legte dar, der sehr detaillierte und infor-
mative Informationsvermerk der Landtagsverwaltung, der ihm erst am Vortag 
zugegangen sei, enthalte auch verfassungsrechtliche Darlegungen, die innerhalb 
seiner Fraktion noch nicht abschließend bewertet worden seien. Hinzu komme, 
dass der Landtag bei der Beschlussfassung über den Antrag Drucksache 16/5410 
nicht einheitlich votiert habe und neben den gebotenen juristischen Überlegungen 
auch noch einmal eine politische Bewertung erfolgen sollte. Für die laufende Sit-
zung erhoffe er sich Erkenntnisse darüber, wie alle Fraktionen den Antrag politisch 
bewerteten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bedankte sich für die umfassende und 
auch sehr kompetente Stellungnahme, die sehr informativ und hilfreich sei. 

Im Folgenden gehe es in keiner Weise darum, welche inhaltliche Position zu 
dem Begehren der Stadt Reutlingen eingenommen werde. Dazu habe es auch im 
Plenum am 20. Dezember 2018 unterschiedliche Auffassungen gegeben. Im Fol-
genden gehe es ausschließlich um die Frage der Zulässigkeit der Verfassungsbe-
schwerde der Stadt Reutlingen.

Aus Sicht der CDU-Fraktion sei es zwingend erforderlich, in dem Verfahren vor 
dem Verfassungsgerichtshof eine Stellungnahme abzugeben, die die Zulässigkeit 
der Verfassungsbeschwerde verneine. Denn in der Sache, die nun beim Verfas-
sungsgerichtshof streitanhängig sei, gehe es um Grundsätze des Parlamentarismus, 
nämlich um die Frage der Handlungsfreiheit des Parlaments im Ganzen unabhän-
gig von der Positionierung in der Sache. Denn die Verfassungsbeschwerde richte 
sich gegen einen einfachen Beschluss des Landtags, begehre jedoch im Grunde 
genommen ein gesetzgeberisches Tätigwerden. Wenn im konkreten Fall eine Ver-
fassungsbeschwerde zugelassen würde, wäre diese Möglichkeit nicht nur für den 
konkreten Fall eröffnet, sondern dann gäbe es einen Weg für eine Art „Verpflich-
tungsklage“ an den Landtag, wodurch seine Fraktion die Grundfeste der parla-
mentarischen Freiheit, der Freiheit des Mandats aller Abgeordneten – unabhängig 
davon, wie sie in der Sache stünden – in erheblichem Maße berührt sähe. Deshalb 
votiere seine Fraktion dafür, in dem Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof 
eine Stellungnahme abzugeben, die die Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde 
verneine, und hiermit einen Prozessbevollmächtigten zu beauftragen. Ob dies bei-
spielsweise ein renommierter Rechtsanwalt oder einer renommierter Verfassungs-
rechtsprofessor sei, sei weniger erheblich; es müsse jedoch eine renommierte Per-
sönlichkeit sein.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußerte, auch er bedanke sich für die Aus-
führungen, die gezeigt hätten, wie hoch komplex die Situation sei, und zwar so-
wohl juristisch als auch politisch.

Auf den Einwurf des Ausschussvorsitzenden, derzeit gehe es nur um juristische 
Aspekte, erklärt er, der Vorgang sei nicht damit vergleichbar, dass ein Gesetz von 
einer Person angegriffen werde, sondern der Vorgang insgesamt habe eine enorme 
Brisanz. Weil der Informationsvermerk der Landtagsverwaltung erst seit dem Vor-
tag vorliege, habe sich seine Fraktion auch noch kein abgeschlossenes Meinungs-
bild erarbeiten können, wie sie als Fraktion zu votieren beabsichtige. Diese Mei-
nungsbildung sei jedoch wichtig, weil seine Fraktion eine der Fraktionen gewesen 
sei, die in der Abstimmung am 20. Dezember 2018 nicht der Mehrheitsmeinung 
gefolgt seien. Deshalb bitte er darum, in der laufenden Sitzung keine endgültige 
Beschlussfassung herbeizuführen.

Der Vorsitzende konstatierte, es gehe um grundsätzliche juristische Fragen, die 
nicht in jeder Legislaturperiode anders beurteilt werden könnten. Deshalb sei Ein-
vernehmen anzustreben.
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Ein anderer Abgeordneter der Fraktion der CDU warf ein, wenn dies in der lau-
fenden Sitzung noch nicht möglich sein sollte, bedürfte es zur Fristwahrung einer 
Sondersitzung. Alternativ könnte auch eine Fristverlängerung beantragt werden, 
die eine Beschlussfassung in der nächsten regulären Sitzung des Ständigen Aus-
schusses gestatte.

Der Vorsitzende sprach sich mit Blick auf die zu erwartenden Schwierigkeiten, 
einen geeigneten Sitzungstermin zu finden, dafür aus, eine Fristverlängerung zu 
beantragen, die eine Beschlussfassung in der nächsten regulären Sitzung des Stän-
digen Ausschusses gestatte.

Er stellte die Zustimmung des Ausschusses fest, eine Fristverlängerung zu beantra-
gen.

Der eingangs erwähnte Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußerte, wenn wie von 
vom ersten Redner der CDU-Fraktion vorgeschlagen verfahren werde, sollte der 
noch zu benennende Prozessbevollmächtigte innerhalb der erweiterten Frist Stel-
lung nehmen. Auch dies müsse bei der Festlegung dieser Frist berücksichtigt wer-
den.

Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der CDU erklärte, wenn 
beschlossen werde, einen Prozessbevollmächtigten zu beauftragen, brauche auch 
dieser Zeit, um sich Gedanken zu machen. Deshalb sollte eine Fristverlängerung 
bis mindestens Ende Juni beantragt werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP gab zu bedenken, es gebe gute Grün-
de für den Landtag, sich bei solchen Verfahren herauszuhalten, wie es in der Regel 
auch geschehen sei. Im konkreten Fall werde jedoch ein Beschluss des Landtags 
angegriffen, und deshalb wäre es irritierend, wenn der Landtag erklären würde, er 
hätte dazu nichts zu sagen.

Angesichts dessen, dass auch seine Fraktion noch nicht dazu gekommen sei, den 
Informationsvermerk der Landtagsverwaltung gründlich auszuwerten, plädiere 
auch er dafür, eine Fristverlängerung zu beantragen. Gerade im konkreten Fall 
wäre es auch sehr sinnvoll, externen Sachverstand hinzuzuziehen.

Der Vorsitzende gab zu bedenken, dass sich zunächst die Fraktionen abschließend 
positionieren sollten, bevor externer Sachverstand hinzugezogen werde. Bislang 
sehe er keine Einigkeit darüber, dass ein Prozessbevollmächtigter beauftragt wer-
den sollte.

Der erwähnte Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP warf ein, theoretisch wäre 
sogar der Fall denkbar, dass nach Eingang des externen Gutachtens entschieden 
werde, gegenüber dem Verfassungsgerichtshof von einer Stellungnahme abzuse-
hen, weil es nicht möglich sei, sich auf eine Stellungnahme zu einigen.

Der Vorsitzende schlug vor, zunächst zu versuchen, zwischen den Fraktionen eine 
einvernehmliche Lösung zu finden. Dann könnte über die Beauftragung eines ex-
ternen Prozessbevollmächtigten befunden werden. Sicherheitshalber empfehle er, 
eine Fristverlängerung bis zum 31. Juli zu beantragen; denn wenn ein externer 
Sachverständiger beauftragt werde, brauche er genügend Zeit, um sein Gutachten 
zu erstellen. Die Behandlung des in Rede stehenden Schreibens des Verfassungs-
gerichtshofs werde unterbrochen und in der nächsten Sitzung des Ständigen Aus-
schusses fortgesetzt.

Der Ausschuss stimmte ohne förmliche Abstimmung zu.

6.
Der Ausschuss setzte die Beratung in seiner 34. Sitzung am 9. Mai 2019 fort.

Der Vorsitzende teilte mit, zwischenzeitlich habe es Abstimmungsgespräche zwi-
schen den Fraktionen zum weiteren Vorgehen gegeben.
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Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legte dar, die vorliegende Verfassungs-
beschwerde der Stadt Reutlingen betreffe den Landtag unmittelbar, weil eine 
Entscheidung des Landtags angegriffen werde. Sie habe die Wirkung eines Prä-
zedenzfalls. Deshalb werde es als notwendig erachtet, die Fragen, die der Verfas-
sungsgerichtshof an den Landtag herangetragen habe, durch ein Rechtsgutachten 
beantworten zu lassen. Der Landtag sollte dann mit dieser Stellungnahme beim 
Gericht vorstellig werden und sich am Verfahren beteiligen.

Dabei gehe es nicht um den Auskreisungsantrag selbst – dieser sei politisch ent-
schieden –, sondern vielmehr allgemein um die Frage, ob der Landtag beispiels-
weise verpflichtet werden könne, in diesem und in vergleichbaren Fällen eine posi-
tive Bescheidung vorzunehmen, oder ob der Landtag frei in seinen Entscheidungen 
sei. Auch weitere Fragen stünden noch zur Klärung an.

Aus den genannten Gründen werde es als wichtig erachtet, ein Rechtsgutachten 
einzuholen, das die Fragen, die vom Verfassungsgerichtshof an den Landtag he-
rangetragen worden seien, beantworte. Er stelle den Antrag, dies zu beschließen.

Der Vorsitzende gab bekannt, die Frist zur Stellungnahme sei bis zum 31. Juli 2019 
verlängert worden, sodass für dieses Vorgehen ausreichend Zeit zur Verfügung ste-
he.

Er trug folgenden Beschlussvorschlag vor:

  1.  Der Ständige Ausschuss holt ein Rechtsgutachten bei einem im Verfas-
sungsrecht erfahrenen und nicht mit der Sache vorbefassten Rechtsanwalt 
im Sinne von § 14 Absatz 1 Satz 1 des Verfassungsgerichtshofgesetzes zur 
Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde und eines Verfahrens nach Arti-
kel 76 der Landesverfassung ein.

  2.  Die Behandlung wird unterbrochen und in der der Vorlage des Rechtsgut-
achtens gemäß Ziffer 1 nachfolgenden Sitzung wieder aufgerufen.

Er stellte die Zustimmung des Ausschusses dazu fest und merkte an, die Beauf-
tragung werde die Zielsetzung enthalten, dass das Rechtsgutachten so rechtzeitig 
vorgelegt werde, dass eine Beschlussfassung des Ständigen Ausschusses in seiner 
Sitzung im Juli 2019 möglich sei.

7.
Der Ausschuss setzte die Beratung in seiner 36. Sitzung am 11. Juli 2019 fort.

Der Vorsitzende rief in Erinnerung, dass sich der Ausschuss bereits in seiner  
33. Sitzung am 21. März 2019 und in seiner 34. Sitzung am 9. Mai 2019 mit dem 
vorliegenden Schreiben des Verfassungsgerichtshofs befasst habe. In der 34. Sit-
zung habe der Ausschuss beschlossen, ein Rechtsgutachten einzuholen. Dieses 
Rechtsgutachten liege nunmehr vor.

Er schlage vor, in der laufenden Sitzung zu beschließen, in dem oben genannten 
verfassungsgerichtlichen Verfahren von einer Stellungnahme gegenüber dem Ver-
fassungsgerichtshof abzusehen, jedoch dem Verfassungsgerichtshof das vorliegen-
de Rechtsgutachten zur Verfügung zu stellen.

Damit sei es im Grunde so etwas Ähnliches wie eine Stellungnahme des Landtags.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erklärte, er verzichte darauf, den umfang-
reichen Meinungsaustausch zu der Frage, ob eine Stellungnahme des Landtags ab-
gegeben werden sollte, nochmals aufzugreifen, rate jedoch davon ab, das Rechts-
gutachten vorzulegen und so zu tun, als ob es sich nicht um die Stellungnahme des 
Landtags handeln würde. Denn dann könnte dieses Rechtsgutachten dem Verfas-
sungsgerichtshof in der Hoffnung, dass das Gericht es so annehme, auch ohne An-
schreiben in den Briefkasten geworfen werden. Nach seiner Auffassung handle es 
sich bei diesem Rechtsgutachten um eine Stellungnahme des Landtags.
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Der Ausschuss erhob den Vorschlag des Ausschussvorsitzenden gegen drei Stim-
men mit allen übrigen Stimmen zur Beschlussempfehlung an das Plenum.

17. 07. 2019

Dr. Weirauch
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2. Hinreichend substantiierte Begründung der Verfahrensbefugnis

Eine weitere Zulässigkeitsvoraussetzung für das Verfahren nach Art. 76 LV ist - wie 

für die Landesverfassungsbeschwerde - eine Verfahrensbefugnis (,,Beschwerdebe

fugnis"). Diese muss hinreichend substantiiert dargelegt werden. 

Daran fehlt es im vorliegenden Antrag, selbst wenn die Darlegungen zur Landesver

fassungsbeschwerde entsprechend als Darlegung der Verfahrensbefugnis zum Ver

fahren nach Art. 76 LV herangezogen werden. 

Im Antrag wird weder dargelegt, dass die geltende gesetzliche Festlegung der Be

schwerdeführerin als kreisangehörige Gemeinde verfassungswidrig geworden sei, 

noch wird ausreichend nachvollziehbar ein Anspruch gegen den Landtag auf Neu

entscheidung über den Antrag auf Erklärung zum Stadtkreis begründet 

Der hilfsweise erhobene Antrag nach Art. 76 LV erfüllt nicht die Voraussetzungen 

der hinreichend substantiierten Darlegung der Möglichkeit eines Anspruchs auf 

Neuentscheidung oder der Verfassungswidrigkeit gesetzlicher Regelungen und ist 

deshalb ebenfalls unzulässig. 

Prof. Dr. Peter Baumeister 

Rechtsanwalt 


